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Sehr geehrter Herr Prasident,

die Abgeordneten zum Nationalrat Peter Wurm und weitere haben am 08.06.2026 unter
der Nr. 6253/) an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend Markttrans-
parenz, Gleichbehandlung, Kontrolle und allfilliger Reformbedarf im Bereich der Verpa-

ckungslizenzierung und der Sammel- und Verwertungssysteme in Osterreich gerichtet.
Diese Anfrage beantworte ich nach den mir vorliegenden Informationen wie folgt:

Zu den Fragen 1 bis 22
e Welche Informationen liegen lhnen zur Marktstruktur, zu Marktanteilen und zur
Wettbewerbsdynamik im dsterreichischen Markt der Sammel- und Verwertungssys-
teme fiir Verpackungen seit 1. Jéinner 2015 vor?
o Wenn entsprechende Informationen vorliegen, in welcher Form werden die-
se in lhrem Ressort erfasst?
o Welche Stellen, Behérden oder externen Einrichtungen liefern diese Infor-
mationen?
o In welchen Intervallen werden diese Informationen aktualisiert?
e Welche Entwicklungen hinsichtlich Marktanteile, Anbieterwechsel, Konzentrations-
tendenzen und Wettbewerbssituation wurden seit 1. Jdnner 2015 seitens lhres Res-

sorts beobachtet?
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Hat das Ressort seit 1. Jdnner 2015 Analysen, Berichte, Evaluierungen oder sonstige
Auswertungen zur Frage erstellt oder beauftragt, ob der Markt der Verpackungsli-
zenzierung tatsdchlich effektiv wettbewerblich funktioniert?

o Wenn ja, wann?

o Mit welchem Inhalt?

o Mit welchem Ergebnis?

o Wenn nein, warum nicht?
Welche Daten liegen dem Ressort dazu vor, wie héufig Unternehmen seit 1. Jdnner
2015 den Anbieter im Bereich der Verpackungslizenzierung gewechselt haben?

o Wenn keine Daten vorliegen, warum nicht?
Welche Mafinahmen wurden seitens des Ressorts seit 1. Jdnner 2015 gesetzt, um
die Einhaltung des Gleichbehandlungsgebots und des Rabattierungsverbots im Be-
reich der Sammel- und Verwertungssysteme zu liberwachen?
Welche Unterlagen, Meldungen oder Nachweise werden im Rahmen dieser Aufsicht
Ublicherweise geprtift?
In welchen Intervallen erfolgen entsprechende Kontrollen oder Plausibilitdtspriifun-
gen?
Welche Stellen innerhalb oder aufSerhalb des Ressorts sind fiir diese Priifungen zu-
stdndig?
Wurden seit 1. Jdnner 2015 Beanstandungen, Auffdlligkeiten oder Unregelmdflig-
keiten im Zusammenhang mit Tarifgestaltung, Konditionen, Zusatzvereinbarungen
oder allfélliger Ungleichbehandlung festgestellt?

o Wenn ja, in wie vielen Fdllen?

o In welchem Zeitraum?

o Welche Mafinahmen wurden jeweils gesetzt?
Wurden seijt 1. Jnner 2015 Sanktionen, aufsichtsrechtliche MafSnahmen, Verbesse-
rungsauftrége oder sonstige Vollzugsschritte im Zusammenhang mit der Einhaltung
der genannten Vorgaben gesetzt?

o Wenn ja, welche?

o Gegen wen?

o Mit welchem Ergebnis?
Hat das Ressort seit 1. Jdnner 2015 Hinweise, Beschwerden, Eingaben oder sonstige
Meldungen zu méglichen diskriminierenden Konditionen, Treue- oder Ausschlief3-
lichkeitsrabatten, faktischen Wechselbarrieren oder sonstigen Bevorzugungen ein-
zelner Systemteilnehmer erhalten?

o Wenn ja, wann jeweils?

o In welcher Form?

o Welche Vorwiirfe wurden jeweils erhoben?
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o Welche Priifungen wurden eingeleitet?
o Mit welchem Ergebnis?

e Wurden derartige Hinweise oder Beschwerden seitens des Ressorts an andere zu-
stdndige Stellen, insbesondere Wettbewerbs- oder Vollzugsbehérden, weitergelei-
tet?

o Wenn Ja, wann?
o An welche Stellen?
o Aus welchem Anlass?

e Welche rechtlichen und tatsdchlichen Mechanismen bestehen, um sicherzustellen,
dass gesetzliche Vorgaben zur Gleichbehandlung und zur Tariftransparenz nicht
liber Zusatzvereinbarungen, Kooperationsmodelle oder Leistungen verbundener
Unternehmen umgangen werden?

e Werden Marketing-, Kooperations-, Kommunikations- oder Werbekostenzuschuss-
modelle bei der Beurteilung der tatsdchlichen wirtschaftlichen Gleichbehandlung
von Systemteilnehmern beriicksichtigt?

o Wenn ja, in welcher Form?
o Wenn nein, warum nicht?

e Sind Leistungen, Zuschlisse, Riickverglitungen oder sonstige geldwerte Vorteile, die
nicht unmittelbar im veréffentlichten Tarifmodell aufscheinen, gegeniiber dem Res-
sort oder anderen Vollzugsstellen meldepflichtig?

o Wenn ja, auf welcher Rechtsgrundlage?
o Wenn nein, warum nicht?

e Welche Priifrechte bestehen gegeniiber verbundenen Unternehmen von Sammel-
und Verwertungssystemen, sofern diese mit Systemteilnehmern in geschdiftlicher
Beziehung stehen?

o Hadlt das Ressort diese Priifrechte fiir ausreichend?
o Wenn ja, warum?
o Wenn nein, welcher Anderungsbedarf besteht?

e Welche Erkenntnisse liegen lhnen dazu vor, ob kleine und mittlere Unternehmen im
Bereich der Verpackungslizenzierung faktisch dieselben Konditionen- und Wech-
selmdglichkeiten haben wie Grofskunden?

e Wurde seitens des Ressorts gepriift, ob kleinere Marktteilnehmer durch intranspa-
rente, individuell verhandelte oder faktisch schwer nachvollziehbare Konditionsmo-
delle benachteiligt sein kénnten?

o Wenn ja, mit welchem Ergebnis?

o Wenn nein, warum nicht?
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Welche Mafinahmen setzt oder plant die Bundesregierung, um sicherzustellen, dass
ein Anbieterwechsel im Bereich der Verpackungslizenzierung fiir Unternehmen tat-
sdchlich méglich und wirtschaftlich zumutbar ist?
Welche Daten, Analysen oder sonstigen Erkenntnisse liegen lhnen zur Preisentwick-
lung im Bereich der Verpackungslizenzierung seit 1. Jéinner 2015 vor?
Liegen Ihnen Analysen oder Modellrechnungen vor, ob und in welchem Ausmaf3 Li-
zenzierungskosten oder wettbewerbsrelevante Kostendifferenzen entlang der Lie-
ferkette an Endverbraucherinnen und Endverbraucher weitergegeben werden
kénnten?

o Wenn ja, mit welchem Ergebnis?

o Wenn nein, warum nicht?
Wurde seitens des Ressorts gepriift, ob potenziell verzerrte Konditionsstrukturen im
Bereich der Verpackungslizenzierung mittelbar nachteilige Auswirkungen auf kleine
Produzenten, auf Handelsstrukturen oder auf Konsumentinnen und Konsumenten
haben kénnten?

o Wenn ja, mit welchem Ergebnis?

o Wenn nein, warum nicht?

Soweit diese Fragen nicht den Vollzug durch die unabhangige und weisungsfreie Bundes-
wettbewerbsbehorde (BWB) betreffen und entsprechende Informationen daher den Ver-

offentlichungen von Beschliissen des Kartellgerichts im Rahmen des Vollzugs zu entneh-

men sind, fallen sie zur Ganze in das Verpackungsrecht und das Abfallwirtschaftsrecht,

weshalb sie keinen dem Interpellationsrecht unterliegenden Gegenstand der Vollziehung

des Bundesministeriums fiir Wirtschaft, Energie und Tourismus betreffen.

Zu den Fragen 23 bis 27

Wurde seit Bekanntwerden der gegenstdndlichen kartellrechtlichen Ermittlungen
geprlift, ob gesetzgeberischer oder vollzugstechnischer Anpassungsbedarf im Ver-
packungsrecht, im Abfallwirtschaftsrecht oder im Bereich des Konsumentenschut-
zes besteht?

o Wenn ja, in welchen Bereichen?

o Mit welchem Ergebnis?
Welche konkreten MafSnahmen werden gepriift?
Halten Sie die derzeitigen Transparenz- und Kontrollmechanismen im Bereich der
Verpackungslizenzierung fiir ausreichend, um marktbeherrschende Strukturen und
mdégliche Beglinstigungsmodelle wirksam zu kontrollieren?

o Wenn ja, wie wird dies begriindet?

o Wenn nein, welche Anderungen werden erwogen?
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Priift die Bundesregierung derzeit Anderungen bei Offenlegungs-, Dokumentations-
oder Meldepflichten im Bereich von Tarifen, Nebenleistungen, Zusatzvereinbarun-
gen oder verbundenen Unternehmen?

o Wenn ja, welche?
o Wenn nein, warum nicht?

e Priift die Bundesregierung eine Evaluierung des Systems der Verpackungslizenzie-
rung seit der Marktéffnung im Hinblick auf Wettbewerb, Transparenz, Gleichbe-
handlung und Vollzugswirksamkeit?

o Wenn ja, in welchem Zeitrahmen?

o Wenn nein, warum nicht?

Hinsichtlich gesetzgeberischer MalRnahmen ist auf die engmaschigen Vorgaben des EU-
Rechts zu verweisen. Zusatzliche Meldepflichten und biirokratische Anforderungen sind

mit hohen Kosten verbunden, die preistreibend wirken und daher zu vermeiden sind.

Zu den Fragen 28 bis 31

e Welche zusdtzlichen finanziellen Unterstiitzungen oder Budgeterh6hungen sind ge-
plant, um die Arbeit der Bundeswettbewerbsbehérde zu stérken?

e Wie wird sichergestellt, dass die Bundeswettbewerbsbehdrde liber ausreichende
personelle Ressourcen verfiigt, um ihre gesetzlichen Aufgaben effektiv wahrneh-
men zu kénnen?

e Welche Mafinahmen werden gesetzt, um die Bundeswettbewerbsbehérde bei kom-
plexen Wettbewerbsverfahren und Marktanalysen zu unterstiitzen?

e Welche Mafinahmen werden gesetzt, um die Unabhdngigkeit und Effektivitit der

Bundeswettbewerbsbehérde langfristig sicherzustellen?

Die Budgetmittel der BWB wurden im BVA 2027 gegenliber dem BVA 2026 um mebhr als
17 % erhoht und werden auch im BVA 2028 noch weiter gesteigert. Die Planstellen wie
auch der tatsachliche Personalstand der BWB haben sich seit 2021 im Einklang mit zusatz-
lichen gesetzlichen Aufgabenstellungen und entsprechenden Vorgaben der Bundesregie-
rung um etwa die Halfte vergrofRert. Mit nunmehr 67 Planstellen ist die BWB - auch im
europaischen Vergleich - bestens gerlistet, um ihren gesetzlichen Auftrag zu erfiillen. Als
Ausdruck des im Regierungsprogramm gedullerten Bekenntnisses zur Starkung der BWB
war diese von den aktuellsten Planstelleneinsparungen im gesamten offentlichen Dienst
komplett ausgenommen. Die ordnungsgeméaRe Aufgabenerfiillung der BWB ist daher auf
Basis der aktuell zur Verfligung stehenden Personal- und Sachressourcen auch hinkiinftig

gewahrleistet.
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Die BWB ist als beigeordnete Dienststelle auf Grundlage des Art 20 Abs. 2 B-VG eingerich-
tet worden. Somit sind die Unabhangigkeit und Weisungsfreiheit der BWB bereits per Ge-
setz dauerhaft sichergestellt, um den wichtigen und sensiblen Bereich des Wettbewerbs-
rechts zu schiitzen, jegliche Einflussnahme zu verhindern und die Effektivitdt der BWB zu

fordern.

Dr. Wolfgang Hattmannsdorfer

Elektronisch gefertigt

Unterzeichner Bundesministerium fur Wirtschaft, Energie und Tourismus

Datum/Zeit 2026-08-07T08:01:36+02:00

CN=a-sign-corporate-07,0U=a-sign-corporate-07,0=A-Trust Ges. f.

Aussteller-Zertifikat Sicherheitssysteme im elektr. Datenverkehr GmbH,C=AT

BUNDESMINISTERIUM FUR

WIRTSCHAFT, ENERGIE Serien-Nr. 2082304761

UND TOURISMUS

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.

AMTSSIGNATUR Priifinformation Informationen zur Prifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: http://www.signaturpruefung.gv.at

2026-0.485.606 6 von 6

www.parlament.gv.at



Unterzeichner | Par| ament sdi rekti on

Datum/Zeit-UTC| 2026- 08- 07T08: 07: 59+02: 00

Prufinformation

Dieses Dokument wurde elektronisch besiegelt.
Informationen zur Priifung des elektronischen
Siegels und des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.parlament.gv.at/siegel




		2026-08-07T08:01:36+0200
	Bundesministerium für Wirtschaft, Energie und Tourismus
	Amtssignatur gemäß § 19 E-Government-Gesetz (E-GovG). Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2026-08-07T08:07:59+0200
	Parlamentsdirektion




